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Die Mangelhaftigkeit der gegenwärtigen Staatsausgalen-Etats 

in Beziehung auf die Darstellung der Grösse 
des Staatsaufwands. 



Von Hoffst ann. 



Eine der wichtigsten Aufgaben der Staatsgewalt bildet an- 
erkanntermassen die Regelung des Staatsaufwandes in seinen 
einzelnen Theilen und im Ganzen, da durch sie eine angemes- 
sene, ebensowohl den Hülfsquellen der Staatsgesellschaft, als 
auch den allgemeinen und besonderen Bedürfnissen derselben 
entsprechende Entwickelung der Staatsthätigkeit ganz wesentlich 
bedingt ist. Es wird ihr deshalb auch wirklich allenthalben, wo 
überhaupt die Forderungen des Rechts und einer weisen Politik 
zur Geltung gelangt sind, ein grosses Gewicht beigelegt, zumal da 
meistens auch noch die Noth auFs Nachdrücklichste hiezu drängt, 
und mit Recht ist in constitutionellen Staaten die entscheidende 
Einwirkung der Landes- oder Volksvertretung hierauf als eines 
der bedeutendsten , in den praktischen Folgen wichtigsten öffent- 
lichen Rechte anerkannt. 

Das nächste unentbehrliche Hülfsmittel und die eigentliche 
Grundlage für die Erfüllung der vorstehenden wichtigen Auf- 
gabe sind nun offenbar die Ausgabenetats, als die geordneten 
numerären Zusammenstellungen der in einem bevorstehenden Zeit- 
abschnitt zu erwartenden Ausgaben ; denn sie sind es, mittelst de- 
ren die von den einzelnen höheren und untergeordneten Organen 
der Staatsthätigkeit, je aus den ihnen angewiesenen Kreisen der 
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letzleren gestellten diessfallsigen Forderungen und Anträge in 
klai'e Uebersicht gebracht, den zu Gebot stehenden, in den Slaats- 
einnahmenetats in ähnliche Uebersicht gebrachten Mitteln gegen- 
übergestellt, und demzufolge endlich, als in der Hauptsache unab- 
änderliche Richtschnur für die vollziehenden Organe der Staats- 
gewalt, festgestellt werden, wesshalb denn auch die Feststellung 
des Budget der der Staatsausgaben selbst gleichgeachtet wird. 

Dieser unzweifelhaft hohen Bedeutung der Staatsausgaben- 
elats ungeachtet ist doch die Art und Weise ihrer Herstellung 
bis auf die neueste Zeit noch in der AVirklichkeit in mehr als einer 
Beziehung unvollkommen , auch die Literatur über diesen Gegen- 
stand bei einer zum Theil sehr umständlichen Beschäftigung hie- 
mit, in keiner Weise erschöpfend, und besonders in praktischer 
Beziehung unbefriedigend. Von den allgemeinen natüriichen Er- 
fordernissen der Staalsausgabenetats , dass die voraussichtlichen 
Stilalsausgaben in denselben einmal, so weit sie überhaupt auf 
die Grösse des Staatbedarfes einwirken, vollständig nach allen 
Theilen aufgenommen, dass sie hiebe! ferner im Einzelnen und 
Ganzen richtig berechnet, und dass sie endlich in klarer und 
übersichtlicher Ordnung dargestellt werden, erscheint insbeson- 
dere das zuerst bemerkte verhältnissmässig am wenigsten erfüllt, 
während hinsichtlich der beiden anderen zwar auch manche Män- 
gel, aber doch nicht in gleichem Maässe und gleich verbreitet, 
wie dort, bestehen, und ebendeshalb auch die Aufmerksamkeit 
weniger in Anspruch nehmen. 

Findet sich auch der in Frage stehende nächste Mangel in den 
Staalsausgabenetats insoferne gewöhnlich nicht vor, als sich aus 
denselben jeden Falls die durch Steuern oder andere äussere 
Hülfsmittel zu deckende Summe des Staalsbedarfs mit Bestimmt- 
heit ergiebt, so erscheint in denselben dagegen eben vorzugs- 
weise nur dieser eine praktische Zweck, bei weitem nicht aber 
auch der vorangeführte weitere und wichtigere, einer der Wirk- 
lichkeit möglichst sich annähernden Uebersicht über den gesammten 
voraussichtlichen Staatsaufwand einer bevorstehenden Verwaltungs- 
periode nach seinem ganzen Umfang, gehörig berücksichtigt, wäh- 
rend doch dieser Zweck, genau betrachtet, jenen nothwendig mit 
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in sich schliesst, und die eigenlliclie Bedeutung der Etats als Richt- 
schnur des g-anzen Staatshaushaltes wesenllich hierauf heruht. 

Es besteht nun dieser Mangel wirklich im Allgemeinen eines 
Theils in der wohl zunächst zu besorgenden und deshalb auch 
in der Theorie gewöhnlich in's Auge gefassten Weise, dass 
nicht alle Ausgaben , welche auf die Grösse des Staatsaufwandes 
einwirken und diese mitbestimmen, in den Etats aufgeführt, an- 
dern Theils aber auch, und zwar ziemlich häufig und zugleich, in der 
gewiss weniger leicht zu vermuthenden entgegengesetzten , dass 
selbst solche Ausgaben, welche in dem vorgedachten Sinne gar 
nicht eigentlich als solche anzusehen sind, daselbst aufgeführt 
werden, so dass also der Staatsaufwand einer Seits in einem 
kleineren, als dem wirklichen Umfang, und demzufolge unter 
seiner wahren Grösse , anderer Seits in einem grösseren Umfang, 
und demzufolge über seiner wahren Grösse sich darstellt. Wie 
aber aus dem Bestehen und den soeben im Allgemeinen bemerkten 
Polgen dieses Mangels die AufTordenmg zu einer angemessenen 
Abhülfe desselben sich ergiebt , so bieten sich zugleich wiederum 
auch in der Wirklichkeit durch die Erfahrung erprobte Mittel und 
Wege zu jenem Ende dar, auf welche deshalb hier, ebenso wie 
auf den ersteren, zugleich näher hinzuweisen ist. 

In der ersteren hier zunächst darzulegenden Richtung macht 
sich der in Frage stehende Mangel wesentlich auf zweifache 
Weise bemerklich, eines Theils insoferne, als in den Staatsaus- 
gabenetats häufig nicht aller wirkliche baare Aufwand, andern 
Theils insoferne, als daselbst neben dem lefzleren derjenige 
Aufwand gar rieht oder nicht vollständig eingebracht wird, wel- 
cher, zwar nicht haar, aber immerhin in ebenso reeller Weise 
und mit derselben Wirkung, wie der baare, in der Art statt 
findet, dass mehr oder minder rentable Bestandtheile des unmit- 
telbaren Staatsvermögens , welche als solche ausserdem der hierin 
begründeten, meist höchst bedeutenden Einkounnensquelle an- 
gehören und zuwachsen würden, für einzelne Staaszwecke un- 
mittelbar verwendet sind oder werden. 

Eine unvollständige Aufnahme des wirklichen baaren Auf- 
wandes in den Ausgabenetats findet vor Allem häufig in der 
Art statt, dass die mit den verschiedenen Staatseinkünften ver- 
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bundenen Verwaltungskosten nicht dort eingebracht, sondern in 
den Einnahmenelats von jenen Einnahmen vorweg in Abzug 
gebraciit werden, — ein Mangel, auf den, wegen seines häu- 
figen Vorkommens, auch die Wissenschaft bis jetzt vorzugsweise 
aufmerksam gemacht hat '3. Es ist aber eine solche auch noch 
in anderer Weise, obwohl minder häufig und von minderer Be- 
deutung wahrzunehmen. 

Der zunächst erwähnte Mangel besteht in mehr oder minder 
vollem Maasse vornehmlich in mehreren deutschen Staaten, wie 
namentlich in Preussen, Baiern, Sachsen, Hannover, Württem- 
berg, indem in den dortigen Ausgabenetats der obengedachte 
Verwaltungsaufwand wirklich ganz oder theilweise übergangen 
ist , und dagegen die betrelfenden Einnahmen in den Einnahmen- 
etats nur je nach mehr oder minder speciellem Abzug von jenem 
eingebracht sind. Dabei ist der Mehrzahl nach, in Baieni '^'), 
Sachsen ^) , Hannover *3 , Württemberg ^3 > unter jenem Aufwand 
nur der eigentliche Elementarverwaltungsaufwand begrilTen; in 
Preussen ist aber hieher zum Theil auch noch der Aufwand für 
höhere Stufen des Einnahm&nverwaltungsorganismus gerechnet, 



1) Von Malchus. Handbuch der Finanzwissenschaft und Finanzver- 
waltung, Slutlgarl und Tübingen 1830. 2r Theil. S. 100; Rau, Grundsätze 
der Finanzwissenschaft. 3te Ausgabe, Heidelberg 1851, 2te Abth. S. 382; 
Staatsle.\icon von Kotteck und Wehtker, 3r Bd. .\rt. Budget. S. 50, 
51, 53. 

2) Generalübersicht des voranschlägigen Betrages des Staatsbedarfs für 
Ein Jahr der V. Finanzperiode 18*'/49, a Conto der Centralfonds , im Ge- 
setzbl. für das Königreich Baiern, 1843, S. 138 ff. und vgl. Vorlagen des 
K. Baier, Finanzministeriums an die Stände bei Uebergabe des Gesetzesent- 
wurfs in Betreff der Erhebung der Steuern IS*'/« in den Verh. der Kam- 
mer der Abg. des Königr. Baiern 18"/«, Ir Beilagenband. S. 39 ff. 

3) Aehnliche Vorlagen des K. Sachs. Finanzmin. in den Sachs. Land- 
tagsacten von dem Jahr IS^'/jj, Beilagen zu dea Protokollen der 2ten Kam- 
mer, Iste Samml. S. 429 ff., 2te Samml. S. 167 ff. 

4) Actenstücke der lOtcn allgemeinen Stände-Versammlung des Königr. 
Hannover. Ite Diät. Hannover 1849. S. 217 ff. 

(Eine weitere öffentliche Bekanntmachung des Budget findet in diesen 
Staaten nicht statt.) 

5) K. Würltemb. Hauptfinanz-Etat von IS's/ns, Regierungsblatt vom Jahr 
1849. S. 329 ff. 
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wie unter Anderem die Besoldungen der Kreissteuereinnehmer 
nebst den Amtsunkoslen der Kreiscassen , die Gehalte der Beam- 
ten bei den Provincialsteuerdirectionen , sowie die Diäten , Reise- 
kosten und Bureaubedürfnisse dieser Behörden. ') Vollständig 
vermieden ist dagegen dieser Mangel in den Ausgabenetats einer 
ganzen Reihe von Staaten, so namentlich von Frankreich, *) Bel- 
gien, ^} und unter den deutschen Staaten von Baden, ♦} Kur- 
hessen , ') und Grossherzogthum Hessen. ®) 

Es bedarf nun wohl kaum einer besonderen Auseinander- 
setzung, dass der Slaatsaufwand bei jener unvollständigen Auf- 
nahme in den Ausgabenetats hier nicht in seiner wahren Grösse, 
sondern, bei der Beträchtlichkeit des Elementaraufwands, weit 
unter derselben sich darstellen muss, und es wird dieser Mangel 
offenbar auch durch eine Nachweisung des letzteren Aufwands 
in den Einnahmenetats, wo er der Natur der Sache nach nicht 
zu suchen ist, keineswegs beseitigt. Der Grund aber, welcher 
für eine solche beschränkte Etatisirung des Staatsaufwandes, im 
Zusammenhang mit einer gleichmässig beschränkten Centralisi- 
rung des Slaalseinkommens und Aufwandes in den Staats- 
hauptcassen, gellend gemacht werden könnte, dass nemlich den 
letzteren auch nur die reinen Cassenüberschüsse der Elemen- 
tarverwaltungsslellen , je über Abzug der von ihnen aus den Ein- 



1) Vgl. den allgemeinen Etat der Einnahmen und Ausgaben des Preuss. 
Staats für das Jahr 1847, Gesetzsammlung für die K. Preuss. Staaten. 1847. 
S. 136 ff. 

2) Recuell ge ^ral des loig et des arrgts , par Devilleneuve et 
Carette, 1791 — 1847; lois annolöes etc. etc. 1847, S. 92 ff. 

3) Vgl. die den französischen völlig nachgebildeten Etats - Vorschriften 
in Brouckire et Tielemans, Repertoire de Tadministration et du droit 
administratif de la Belgique. T. Ill, Brux. , 1836. S. 462. 

4) Ausgabenetat von 1844 und 1845, Beil. 1. zum Finanzgesetz vom 
3. Aug. 1844, Rbl. S. 117. desgl. 18^%7, Rbl. von 1846, S. 217 ff. 

5) Haoptün.-Etat von 1849 in der Gesetzsammlung für Kurhessen von 
1849, S. 25 ff. 

63 Vgl. Vorlagen des Fin.Min. an die Stände in den Verb, der 2ten Kam- 
mer derselben von 18"/42, Beilagen. Ir Bd. Kr. 8. (Eine sonstige öffentl. 
Bekanntmachung des Budget findet hier auch, namentlich in Verbindung mit 
den period, Finanzgesetzen , nicht statt.) 
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nahmen zunächst zu bestreitenden unmittelbaren Verwallungsko- 
sten, zuflicssen, die Staatsregierung also auch allein über jene 
frei zu verfügen habe, und sonach, ebenso wie das durch jene 
Kosten aufgezehrte Einkommen, auch jener Aufwand im Aus- 
gabenetat für sie nicht weiter in Betracht komme, erscheint, selbst 
das zunächst bemerkte thalsächliche Verhältniss ganz zugegeben, 
durchaus unhaltbar ,f weil und soweit jener Aufwand , auch wenn 
er bei den Elemenlarverwaltungsstellen aus • den betreffenden 
Einkünften zu bestreiten und sofort hier speciell zu verrech- 
nen ist, immerhin, gleich dem für die höhern Stufen der Ver- 
waltung erforderlichen, einen wesentlichen Theil des gesammten 
Staatsaufvvands bildet und diesen also ebenso, wie jener, mitbe- 
stimmt. Ebendeshalb stellt sich denn auch die in der Wissen- 
schaft zufolge gleicher Erwägung aufgestellte Forderung, dass 
der mit den einzelnen Staatseinkünften verbundene Verwaltungs- 
aufwand , soweit er auf die Grösse des A'erwaltungsaufwandes 
wirklich einwirkt, solche mitbestimmt, vollständig in den Aus- 
gabenetats aufgenommen werde, als vollkommen begründet dar. 
Die Mittel und Wege zu Erfüllung dieser Forderung liegen 
nahe und treten namentlich in den vorerwähnten Ausgabenetats, 
wo dieselbe wirklich , wenn auch in einer andern Richtung nicht 
vollkommen, erfüllt ist, klar vor Augen, und es bedarf hiebei nach 
jenen Vorgängen wohl noch kaum einer besonderen Bemerkung, 
dass der weitere wichtige Zweck der Etatswirthschaft , die Ge- 
wähnmg von Anhaltspunkten für die Beurtheilung der Einnahmen- 
Verwaltung, worauf die Wissenschaft, wie die Praxis, mit Recht 
ein Gewicht legt '}, hiedurch keineswegs gefährdet wird. Indessen 
darf die vorstehende Forderung immerhin , rücksichtlich der schon 
mehrfach erwähnten Nothwendigkeit einer Beschränkung der Aus- 
gabenetats auf die alleinige Aufnahme von solchem Verwallungs- 
aufwand, welcher wirklich auf die Grösse des Staatsaufwands 
einwirkt, diese milbestimmt, nicht so ganz unbedingt aufgestellt 
werden, wie diess bis jetzt in dar Wissenschaft, wie in der 
Praxis, geschehen ist. Es ist dieselbe vielmehr nach unserem 



1) Vgl. Rau, a. a. 0.; VV. Sclim idlin, Handbuch des Cassen-Etats- 
und Rechnungswesens hei der Württ. Finanzverwaltung, Stuttgart, 1823, S. 10. 
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Darürhalten in jener Rücksicht nur mit gewissen Beschränkungen 
gerechtfertigt, und zwar so, dass nur bei Einhaltung der letz- 
teren die Erfüllung der Forderung an sich überhaupt deren eigent- 
lichen Zweck zu sichern vermag. Die nähere Auseinandersetzung 
dieser Beschränkungen selbst glauben wir jedoch erst weiter un- 
ten, bei umfassender Darlegung des in den Staatsausgabenetats 
in einer anderen Richtung, eben zufolge ihrer Ausdehnung auf 
nicht als wirklicher Staatsaufwand zu betrachtende Ausgaben, 
hervortretenden Hauptmangels und der zu dessen Verbesserung 
zu stellenden weiteren Anforderungen, geben zu sollen. 

Ausser der bisher erörterten unvollständigen Aufnahme des 
wirklich haaren Aufwandes in den Aiisgabenetats findet eine solche, 
zufolge völligen Ausschlusses hievon, nur noch selten in Fällen 
statt, wo die Deckung eines Aufwandes ausdrücklich ganz oder 
theilweise auf gewisse Einkünfte eigens angewiesen ist, wie 
diess namentlich in dem Hauptfinanzetat des Preussischen Staates 
bis auf die neuere Zeit dadurch geschah , dass der Aufwand für 
die Justizverwallung nur insoweit in dem Ausgabenetat einge- 
bracht vmrde, als er seine Deckung nicht aus dem Ertrag der 
Gerichtssporlein erhielt, so dass dieser sodann in dem Einnuh- 
menetat gar nicht zum Vorschein kam. 

Dagegen ist hier noch als nicht ganz unerheblich hervor- 
zuheben die mehr nur die Vollständigkeit einzelner Theile und 
Sätze der Ausgabenetats, nicht auch die der letzteren im Gan- 
zen benachtheiligende unangemessene, den Zwecken mancher 
Ausgaben widersprechende Vertheilung letzterer unter jene Theile 
und Sätze, indem sich die letzteren hiedurch zum Theil zu nie- 
drig, zugleich aber wieder zu anderem Theil in gleichem Maasse 
zu hoch stellen. 

Es besteht dieser Mangel vornehmlich eines Theils in Folge 
der organischen Verbindung, in welcher zuweilen die Wahrneh- 
mung gewisser auch anderen Zweigen der Staatsverwaltung zu- 
kommen Bedürfnisse mit dem Wirkungskreis einer einzigen 
ausserdem völlig abgesonderten Abtheilung der Staatsverwaltung 
steht, andern Theils in Folge der Ueberweisurtg einzelner an sich 
selbstständiger Verwallungszweige an in der Hauptsache mit we- 
sentlich hievon verschiedenen und nur technisch verwandten 
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Aufgaben beauftragte Verwaltungsorgane, indem im ersleren Falle 
der bemerkte Aufwand bei den Etatssälzen , wohin er wirklich 
gehört, ganz oder grossentheils übergangen, und dagegen auf 
den Etatssatz jenes einen Verwaltungszweiges übertragen, in dem 
anderen Falle aber der betreffende Aufwand gar nicht eigens her- 
vorgehoben und dagegen unter ganz fremdartigen Etatssätzen 
eingebracht wird. 

Die eine nächst erwähnte Art von Unvollständigkeit der 
Ausgabenetats in einzelnen Theilen und Sätzen ist vornemlich 
zu bemerken hinsichtlich des für alle Zweige der Staatsverwal- 
tung erforderlichen, mehr oder minder beträchtlichen Hochbau- 
aufwandes, indem derselbe, im Zusammenhang mit der organi- 
schen Einrichtung, vermöge deren die Wahrnehmung und Be- 
sorgung aller oder doch der meisten baulichen Bedürfnisse des 
Staats, zur Vereinfachung der Sache, dem Geschäftskreis der 
Finanzverwaltung zugewiesen ist, häufig auch geradezu seinem 
ganzen Umfang nach auf den Etat des Finanzdepartements ge- 
bracht wird. 

Es ist diess so namentlich der Fall in Hannover, wo er 
sogar ganz oder grössern Theils auf die Specialetats der Domäneu- 
äniter gesetzt und ebendamit von dem Domänenerlrag in Vorab- 
zug gebracht zu werden scheint, in Württemberg und in Baden 
wenigstens theilweise, in Sachsen aber in soferne, als er hier 
eine eigene selbstständige Stelle neben denen der einzelnen Ver- 
waltungsdepartements einnimmt. '} 

Dagegen befindet sich dieser Aufwand in Kurhessen und in 
der Hauptsache auch in Baiern wirklich je auf den besonderen 
Etatssätzen der einzelnen Verwaltungsdepartements.*} 

Die andere Art von Unvollständigkeit der einzelnen Etats- 
sälze ist hauptsächlich zu bemerken eines Theils hinsichtlich des 
Aufwandes für einzelne Zweige der polizeilichen, insbesondere 
der wirlhschaftspolizeilichen Thätigkeit, welche sehr häufig, um 
der zu ihrer Handhabung erforderlichen, einzelnen Organen der 
Finanzvenvaltung ohnehin eigenen besonderen Kenntnisse, oder 



1) Vgl. die betreffenden 0. a. Etats und diessfall. Vorlagen an die Stände, 
21 Vgl. ebenso wie zuvor. 
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um ihrer technischen Verwandtschaft mit einzelnen Zweigen jener 
Verwaltung willen, diesen ganz oder grossentheils zugewiesen 
sind, andernthcils hinsichllich des Aufwandes für einzelne Zweige 
der Elementar -Staatssleuerverwallung, welche nicht selten aus 
verschiedenen Gründen, aber im Allgemeinen keineswegs zu 
ihrem Vortheil, den Rcgiminal- und Polizeibehörden übertra- 
gen ist. ') 

Der erstere Aufwand ist sehr mannigfacher Art. 

Es gehört hieher vor Allem der Aufwand für die Forst- 
polizei, welcher, zufolge der beinahe überall noch bestehenden 
Uebertragung letzterer an die Organe der Staatsforstverwallung, 
auch in der Regel, namentlich in den meisten deutschen Staaten, 
in völliger Vermischung mit dem Aufwand jener für ihre Haupt- 
aufgabe, ganz unter deren Elatssatz eingebracht wird. Als unseres 
Wissens einzige Ausnahme hievon besteht eine genaue Ausschei- 
dung des ersteren Aufwandes von dem vorbemerklen anderen in 
den Ausgabenetats von Baden , wo die Forstpolizei seit neuerer 
Zeit dem Departement des Innern als ein ergänzender Zweig 
der Staatspolizei im Ganzen überwiesen, von jenem aber immer- 
hin unter der Mitwirkung der Organe der Staatsforstverwallung 
zu handhaben ist , und zwar besteht sie hier in der Art , dass 
unter dem Etaissatz des Departements des Innern, neben dem 
Aufwand für die als Sektion desselben niedergesetzte Forstpolizei- 
Direction, noch ein auf näher vorgeschriebene Weise zu berech- 
nender Antheil an dem Personal- und Bureauaufwand für die, 
neben der Forstdomänenverwallung, mit unmittelbarer Handhabung 
der Forstpolizei beauftragten Elementar-Forstbehörden berechnet, 
und sodann in dem Einnabmenetat unter dem Forstdomänenertrag 
als Ersatz von dort eingebracht ist. ') 

1) Wir haben uns über diese Einrichtung und deren Nacbtheile früher 
schon näher ausgesprochen in der Abhandlung über das Bedürfniss einer 
angemessenen Arbeitstheilung in dem Elementarbehörden- Organismus der 
Finanzverwallung, im ersten Band dieser Zeitschrift von 1844. S. 654 ff. 

2) Es wird dieser Antheil nach Verhältniss des Flächengebaltes der 
Gemeinde- und Körpcrschaftswaldungen, sowie der Privalwaldungen, lu dem 
der Domanialwaldungen berechnet, wobei aber, mit Rücksicht auf das für diese 
AValdungen von Seiten der Forslbeamlen in Anspruch genommene verschiedene 
Alaas von Thätigkeit, der Flächengehalt der Domanialwaldungen doppelt, der der 
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Ebenso gehört hieher der Aufwand für die Bergbaiipolizei, 
indem derselbe, zufolge einer gleichen Uebertragung der letzteren 
an die Organe der Staats-Bergbau- und Regalverwaltung, auch, 
und zwar, unseres Wissens ohne Ausnahme, auf den Ausgaben- 
etatssatz der letzteren, in völliger Vermischung mit demselben, 
angewiesen ist. 

Endlich gehört hieher noch in manchen Staaten der Aufwand 
für das Münzwesen, soferne solcher hier, zufolge der Uebertragung 
von jenem an die Finanzverwaltung, mit der Etatsposition für 
diese, gewöhnlich jedoch in einem hiefür eigens ansgemittelten 
Betrag verbunden ist. 

Alle diese verschiedenen Arten von Aufwand sind aber der 
Natur ihrer Objekte gemäss, gar nicht unbedeutend, und nament- 
lich die beiden ersteren, mit anderem Aufwand völlig vermischten, 
nach Maasgabe der für die belreffenden Verwaltungszweige in 
Anspruch genommenen Summe von Thätigkeit, im Ganzen ziem- 
lich hoch, wenn auch, bei der Verschiedenheit ihres Umfangs, 
wie dieser in den hierauf einwirkenden allgemeinen und beson- 
deren volkswirthschaftlichen Verhältnissen begründet ist, verschie- 
den anzuschlagen. 

Ebenso ist auch der für die von den Organen der Regi- 
minal- und Polizeiverwaltung zu besorgenden Steuergeschäfte 
erforderliche Aufwand eben nicht unbeträchtlich. 

Es besteht indessen weiter noch eine ganz ähnliche unvoll- 
ständige Etatisirung, wie sie, nach der vorstehenden Auseinander- 
setzung, eines Theils hinsichtlich gewisser Arten eines von der 
Finanzverwaltung zu verfügenden rein polizeilichen , andern Theils 
hinsichtlich eines von der Regiminal - und Polizeiverwaltung zu 
verfügenden rein finanziellen Aufwandes, sehr häufig vorkommt, 
nicht selten auch hinsichtlich einzelner Arten des letzteren. 

Dieselbe wird vornehmlich veranlasst durch die unter 
gewissen Bedingungen an sich nicht gerade unangemessene 
Einrichtung, dass die Cassen- und Rechnungsführung über 

Gemeinde- und Körperscliartswaldungen einfacli, und der der Privatwaldungen 
nur mit 7 Procent in Ansclilag kommt. In den Jaliren 1844 und 1845 be- 
lief sicli demgemäss der Antlieil , beziehungsweise Ersatzanspruch auf 
82,451 fl. 
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einzelne Einkommensverwaltungszweige, abgesondert von der 
materiellen Verwaltung derselben, eigenen, mit letzterer nicht 
beschäftigten Behörden , in Verbindung mit irgend anderen 
Geschäftsgegenständen, obliegt, indem demzufolge der mit jenen 
Verwaltungszweigen rücksichtlich der Gassen- und Rechnungs- 
führung verbundene Aufwand nicht auf deren Etatssatz, sondern 
auf den von denjenigen Geschäftszweigen überwiesen ist, mit 
welchen jene Geschäftsaufgabe in der angeführten Weise in 
organischer Verbindung steht. Auf diese Weise ist z. B. in 
Württemberg der Aufwand für die Forst - Gassen - und Rech- 
nungsführung nicht unter dem Etatssatz der Forstverwaltung, 
sondern unter dem der Cameraldomänenverwaltung begriffen, 
deren Elementarstellen, den Gameralämtern , jener Geschäfts- 
zweig, in Verbindung mit ihren übrigen, obliegt, '} ebenso, 
aus denselben Gründen, zum grössern Theil der Aufwand für die 
Gassen- und Rechnungsführung über sämratliche indirekten 
Steuern, mit Ausnahme der Zölle. 

Die Erfahrung an andern Orten zeigt jedoch, dass diese Be- 
handlung der Sache keineswegs eine unvermeidliche Folge der 
angeführten Verhältnisse ist. So wird z. B. im Königreich Sachsen, 
wo die Forstcassenverwaltung auch nicht den Forslbehörden, 
sondern den vorzugsweise mit der Cameraldomänenverwaltung 
beauftragten Rentämtern übertragen ist, der Forslverwaltung ein 
bestimmter verhältnissmässiger Antheil an dem Besoldungsaufwand 
von jenen aufgerechnet. 

Die nachtheiligen Folgen, welche die dargelegte sachwidrige 
Behandlung mehrerer Arten von Staatsaufwand in den Ausgaben- 
etats haben muss, eine mehr oder minder bedeutende Unvollständigkeit 
der letzteren in einzelnen Theilen und Sätzen, in Verbindung mit einer 
in gleichem Maasse zu hohen Anschwellung derselben in anderen, lie- 
gen nach dem Angeführten klar vor Augen. Hiezu kommt aber noch 
der weitere bedeutende Nachtheil, dass hiebei der früher schon 



1) Ein sorgfälliger ständischer Berichterstatter hat auch wirklich 
einstmals, wie auf diesen eine zu niedrige, so auch auf den obenerwähnten 
eine zu hohe Berechnung des forstlichen Vcrwaltungsaufwandes im Gefolge 
habenden Umstand aufmerksam gemacht. Verh. der Kammer der Abg. des 
Königr. Württb. auf dem 3. Landtage von 1833, Bd. 17, S. 56 und 57. 
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erwähnte wichtige Zwecli der Elatswirthschaft, die Gewährung 
von Anhaltspunkten für die Beurlheilung der Einnahmenverwal- 
tung, in der Tliat theils hinsichtlicli der letzteren oder der 
Finanzverwallung überhaupt im Ganzen, theils hinsichtlich einzelner 
Zweige derselben vereitelt oder in hohem Grade gefährdet wird. 

Unter diesen Umständen dürfte, wenn auch auf die nächst 
erwähnte Folge des eben hervorgehobenen Mangels der Aus- 
gabenetats ein sehr grosses Gewicht nicht gelegt werden wollte, 
immerhin im Allgemeinen die Forderung gerechtfertigt erscheinen, 
dass derselbe so weit möglich auf entsprechende Weise beseitigt 
werde. 

Die Mittel und Wege hiezu möchten hinsichtlich der zunächst 
erwähnten, entweder die Finanz- oder die Polizei- und Regimi- 
nalverwaltung gar nicht oder nicht ausschliesslich betreffenden, 
demungeachtet aber je in den besonderen Etatssätzen derselben 
ihnen ganz zur Last gelegten Arten von Aufwand, soweit solche 
genau, ohne eine künstliche Veranschlagung auszumitteln wären, 
in einer einfachen Ausscheidung derselben, soweit aber eine 
solche muthmassliche Berechnung nothwendig wäre, nach dem 
Vorgang von Baden, in einer diesem analogen Berechnung und 
Ausscheidung derselben bestehen , in beiden Fällen jedoch mit 
der Modifikation, dass, insoweit die Ausgabenelats, abgesehen 
von dem ganz allgemeinen Aufwand, nach den Ministerien, welche 
über den Aufwand verfügen, eingelheilt sind, aller jener Auf- 
wand auch ferner je unter dem Ausgabensatz des darüber ver- 
fügenden Ministeriums, aber in entsprechend abgesonderten Sätzen 
eingebracht, und sonach von den Etatssälzen, mit welchen sie 
bis jetzt noch völlig vermischt sind, in Abzug gebracht würden. 
Hinsichtlich des zuletzt erwähnten, die Finanzverwallung nur in 
einzelnen ihrer Zweige betreffenden und hier nicht angemessen 
etatisirten Aufwandes hätte dagegen eine bestimmte entsprechende 
Ausscheidung und Uebertragung auf jene nach dem Vorgang in 
Sachsen einzutreten. 

Kann nun nach der bisherigen Ausführung die von uns be- 
hauptete Mangelhaftigkeit der Slaalsausgabenetats zufolge unvoll- 
ständiger Aufnahme aller auf die Grösse des Staatsaufwandes 
wirklich einwirkenden Ausgaben in denselben rücksichllich des 
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baaren Aufwandes kaum einem Zweifel unterliegen, so möchte 
dieselbe aus unseren weiteren Erörterungen auch rücksichtlich 
des nicht baaren, aber nach unserer früheren Andeutung in 
eben so reeller Weise und mit derselben praktischen Wirkung 
durch unmittelbare Verwendung rentabler Staatsvermögenslheile 
für einzelne Staatszwecke stattfindenden Aufwandes ebenso un- 
zweifelhaft sich herausstellen , wogegen eine diesfallsige Abhülfe 
allerdings auch nach unserer Ansicht die grössten Schwierigkei- 
ten darbietet. 

Wir gehen in vorliegender Beziehung von der schon ange- 
deuteten und wohl keiner weiteren Darlegung bedürfenden Vor- 
aussetzung aus, dass die unmittelbare Benützung an sich rentabler 
oder werbender Vermögenstheile , wie Grundstücke, Gebäude 
u. s. w. für den Besitzer derselben eine Ausgabe von dem Betrag 
der Rente in sich schliesst, welche ausserdem aus jenen zu 
erzielen wäre, sey nun eine Privatperson oder der Staat der 
Besitzer, dass also im Falle einer solchen Benützung von Seiten 
des Staats der wirkliche Gesammtaufwand desselben nicht allein 
in der Summe seiner baaren Ausgaben, sondern nebendem auch 
noch in dem Betrag der zufolge dieser Vorkehrung mittelbar 
aufgewendeten Renten besteht. 

Nun findet bekanntlich in allen Staaten der Gegenwart eine 
derartige Befriedigung von Staatsbedürfnissen statt, in besonders 
ausgedehnter Weise aber da, wo ein beträchtliches unmittelbares 
Staatsvermögen vorhanden ist, das die Mittel hiezu in grösserem 
Umfang darbietet, wie namentlich in der Mehrzahl der deutschen 
Staaten, zufolge der historischen Entwicklung ihrer Finanzver- 
hältnisse. Es sind namentlich zum unmittelbaren Staatseigenlhum 
gehörige Gebäude und Grundslücke aller Art, welche mittelst 
ihrer unmittelbaren Benützung zu Befriedigung verschiedener Staats- 
bedürfnisse dienen, und die Summen, welche auf diese Weise 
für letztere mittelbar verwendet werden, meist sehr hoch anzu- 
schlagen, wie am deutlichsten in solchen Fällen sich zeigt, wo 
die vorgedachten materiellen Erfordernisse zunächst einige Zeit 
auf andere Weise, durch Pacht u. s. w., sonach mit unmittel- 
barem Geldaufwand bereit gestellt, und erst in der Folge wirkliche 
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Beslandlheile des Staatseigenihuins hiczu bestimmt worden sind, 
ebendamit aber jener unmittelbare Aufwand aufgehört hat. ') 

Aus obiger Ausführung dürfte sich daher auch von selbst 
die Forderung ergeben, dass in den Staatsausgabenetals der 
mittelst der unmittelbaren Benützung von rentablen Staatseigeri- 
thumsbestandtheilen für einzelne Staatszwecke stattfindende Auf- 
wand , neben dem haaren Aufwand , in Aufrechnung gebracht 
werde, indem ausserdem der Staatsaufwand nur eine unvoll- 
ständige Nachweisung daselbst erhält. 

Eine derartige Aufrechnung findet jedoch nur höchst selten 
statt, so z. B. in Württemberg allein und ganz ausnahmsweise 
hinsichtlich des Pachtzinses aus der der land- und forstwirth- 
schaftlichen Lehranstalt zu Hohenheim zur Bewirthschaflung und 
Benützung eingeräumten Domäne, sowie der Zinsen aus Bau- 
kosten, welche seiner Zeit aus Grundstocksmitteln vorgeschossen 
wurden. *} Bei weitem der Begel nach unterbleibt solche , und 
hier ist denn auch offenbar in den Staatsausgabenetats der wirk- 
liche Gesammtaufwand des Staats, wie in den Einnahmenetats 
das Einkommen aus dem Staatseigenthum , zu niedrig berechnet. 

Deraungeachtet kann hier, auch nach unserer Ansicht, wie 
oben schon angedeutet worden, die Forderung einer Abhülfe 
nicht in der Allgemeinheit und mit dem Nachdruck aufgestellt 
werden, wie hinsichtlich der zuvor angeführten Mängel, — jedoch 
nicht aus dem in der Praxis ohne Zweifel beinahe durchgängig 
entscheidenden unhaltbaren Grunde, dass ein praktisches Moment 
hiefür nicht vorliege, sondern vielmehr wegen der im Wege 
stehenden bedeutenden technischen Schwierigkeiten. 

1) So war in Württemberg, nach Errichtung der Bezirksgerichte im 
Jahr 1819, an solchen Orten, wo es an Staatsgebäuden für dieselben fehlte, 
von der Amtshörperschaft für Herstellung eines solchen Amtsgebäudes gegen 
einen von der Staatscasse zu entrichtenden jährlichen Miethzins Sorge zu tragen, 
und demzufolge von jener noch im Jahr 1830 jährlich eine Summe von bei- 
nahe 13,000 fl. hiefür baar aufzuwenden; dieser Aufwand vermindert sich 
aber, in Folge der späterhin angeordneten Anschaffung von Oberamts- 
gerichtsgebäuden aus Grundstocksmitteln, bis zum Jahr 1849 bis auf 800 fl. 
Vgl. Verh. der Kammer der Abg. von 1830. Stes ausserord, Beil. Heft, tte 
Abth., S. 96, von 1848/49. 2ter Beil. Bd. S. 113 

2) Verh. der Kammer der Abg. von 1848/49. 2. Beilagenbd., S. 69. 
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Der Veranlassung des Mangels gemäss könnte zwar als 
Mittel zu dessen Abhülfe einfach die Maassregel bezeichnet werden, 
dass in den Ausgabenetats, wie in den Einnahmenetats, für alle 
unmittelbar benützte Bestandtheile des Staatseigenthums derjenige 
Betrag aufgerechnet würde, welcher ausserdem unmittelbar als 
Rente daraus zu beziehen wäre. Dieser Maassregel steht aber 
zunächst die grosse technische Schwierigkeit im Wege, dass die 
SU Ermittlung jenes Rentenbetrages unumgängliche Schätzung 
desselben in vielen Fällen nur mit sehr unsicherem Erfolge an- 
zustellen wäre, dass dieselbe auch in günstigen Fällen, nach 
Maassgabe der in der Rentabilität sich ergebenden Aenderungen, 
von Zeit zu Zeit wiederholt werden müsste, und dass sie wohl 
ausserdem noch zwischen den den Aufwand und den das gegen- 
überstehende Einkommen vertretenden Organen der Staatsgewalt 
zu manchen misslichen Meinungsverschiedenheiten Tühren könnte. 
Hiezu kommt aber noch als weitere Schwierigkeit der Umstand, 
dass gar manche, zur unmittelbaren Befriedigung von Staatsbe- 
durfnissen dienende StaatseigenthumsstUcke aus dem laufenden 
allgemeinen Staatseinkommen angeschafil werden, hinsichUich 
dieser daher von einem mittelbaren Aufwand von Renten des 
Staatseigenthums die Rede nicht seyn kann, wenn man anders 
dieselben nicht zunächst als einen auf jenem Wege bewirkten 
Zuwachs zum rentablen Staatsvermögen betrachten will, was um 
der technischen und wirthschafUichen Natur der betreffenden 
Eigenthumsslücke, und der hierauf beruhenden Werths- und Ren- 
tabilitätsverhältnisse derselben willen vielfach schwierig oder gar 
unzulässig wäre, und desshalb auch in der Wirklichkeil bei der 
wirlhschafllichen Würdigung solcher Anschaffungen aus verfüg- 
baren Bestandtheilen des rentirenden unmittelbaren Staatsvermögens 
Widerspruch gefunden hat'). Versuche zu Ueberwindung der 



1) So ist in Württemberg die Verwendung verfügbarer Gnindstocks- 
gelder zu Anschaffung von Gebäuden und Grundstücken für Zwecke der 
allgemeinen Staatsverwaltung, gegenüber der landesverfassungsmässigen Be- 
stimmung, dass das Kammergut in seinem wesentlichen Bestände zu erhalten 
sei, von den Ständen bei Ausübung der ihnen in dieser Rücksicht zustehenden 
Controle der Wiederverwendung jener Geldmittel, vielfach schon beanstandet, 
namentlich aber aus dieser Veranlassung ausdrücklich die Erwerbung nicht 
Zeitichr. für Stutsw. 1831. 4s Hett. 40 
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einen, wie der anderen Schwierigkeil könnten dagegen in vielen 
Fällen leicht zu künstlichen oder willkührlichen und ebendeshalb 
unsicheren Unterstellungen und Annahmen führen, welche dem 
eigentlichen Endzweck, eine vollständige Etatisirung des Staats- 
aufwandes, wiederum gefährden würden. 

Nach all' dem kann denn nun wohl der oben behauptete 
Mangel einer Berücksichtigung des nicht haaren, durch unmittel- 
bare Benützug rentabler Staatsvermögenstheile veranlassten Auf- 
wandes in den Staatsausgaberietats einem Zweifel zwar nicht 
unterliegen , dessen Beseitigung aber demungeachtet , um der ihr 
im Wege stehenden grossen technischen Schwierigkeiten willen, 
im Allgemeinen nicht und nur insoweit etwa gefordert werden, 
als sich jene im einzelnen Falle schicklicher Weise und ohne 
andere Nachtheile überwinden lassen, wo sie dann allerdings 
auch von entschiedenem Werth seyn müsste. 

In dem Bisherigen haben wir versucht, den hier im Allge- 
meinen in Frage stehenden Mangel einer der Wirklichkeit mög- 
lichst sich annähernden Uebersicht über den gesammten voraus- 
sichtlichen Aufwand eines bevorstehenden Zeitraums in den 
Staatsausgabenetats in der einen obenangedeuteten Richtung dar- 
zulegen, dass in denselben nicht alle Ausgaben, welche auf die 
Grösse des Staatsaufwands einwirken, nachgewiesen sind. 

In dem Folgenden wollen wir nun jenen Mangel ebenso in 
der andern obenerwähnten Richtung darzulegen suchen, dass 
in den Staatsausgabenetats entgegengesetzter Weise manche Staats- 
ausgaben, welche in dem vorgedachten Sinne nicht als solche 
anzusehen sind, aufgeführt werden. 



rentirender Gebäude als eine den Grundstock nicht vermehrende Verwen- 
dung bezeichnet, die Erwerbung derartiger Grundstäcke aber wenigstens 
nur bis zum Werth der Area an sich, abgesehen von deren Bestimmung, als 
in jener Rücksicht zulässig erkannt worden. Verh. d. K. d. A. von 1830, 
3tes ausserordentl. Beil.H. 2te Abth. S. 159, von 1836, Bd. 11, S. 154. 
Im Einklang hiemit enthält auch das Gesetz in Betreff des Baus von Eisen- 
bahnen vom 18. April 1843 die Bestimmung, dass an dem Aufwand für die 
auf Kosten des Staats zu bauenden Eisenbahnen nur die Kaufschillinge für 
die Bauplätze der hiezu nothwendigen Gebäude und für die Grundflächen zu 
den Bahnhöfen auf das Grundstocksvermögen des Staats übernommen wer- 
den sollen. S. Regbl. S. 278. 
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Auch in dieser andern Richtung macht sich der Mangel auf 
zweifache Weise bemerklich. eines Theils insoferne, als in den 
Staatsausgabenelats häufig solche Ausgaben aufgenommen sind, 
welche mit einem Privaterwerb des Staats, vornehmlich aus Grund- 
stücken nebst dazu gehörigen Capitalien, als eigentlicher Pro- 
ductionsaufwand verbunden sind, wie mit einem ähnlichen Pri- 
valerwerb von einzelnen Bürgern, andern Theils insoferne, als 
daselbst Ausgaben der Staatscasse, ohne Unterschied, ob sie an 
sich auf einem öfTentlich rechtlichen oder einem privatrechtlichen 
Grund und Titel beruhen, also auch solche der letzteren Art, 
welche auf unmittelbarem Slaatsvermögen als eine jedem Besitzer 
desselben als solchem obliegende Realiast haften, in Berechnung 
kommen. 

An eigentlichem Productionsaufwand für reine Privaterwerbs- 
einnahmen nehmen in allen denjenigen Ausgabenetats, in welchen 
Obenerwähntermassen überhaupt der Elementaraufwand der Finanz- 
verwaltung berücksichtigt ist , also in denen von Frankreich , Bel- 
gien, Baden, Kurhessen und Grossh. Hessen '}, vornehmlich 
die beträchthchen Ausgaben der verschiedenen Zweige der Staats- 
domänenverwaltung eine wichtige Stelle ein, unter welchen hier 
durchweg nicht allein der durch die eigenthümlichen öffentlichen 
Rechtsverhältnisse, unter welchen letztere in» organischen Zu- 
sammenhang mit der ganzen übrigen Staatsfmanzverwaltung stehen, 
herbeigeführte mehrfache höhere Verwaltungsaufwand , sondern 
auch der rein privatwirlhschaflliche Elemenlarverwaltungsaufwand 
begriffen ist. 

Von besonderer Bedeutung ist unter diesem Aufwand der 
für die Verwaltung der Forste, der Berg- und Hüttenwerke, 
und der Salinen , da diese Vermögenstheile sehr häufig im Staatsr- 
besitz sich befinden, und gewöhnlich im Gegensatz von den 
Cameraldomänen oder Kammergütern, u. a. s , welche seit län- 
gerer Zeit schon meistens in Pacht gegeben werden , im eigenen 
Betriebe auf Staatsrechnung stehen : von den Forsten sind so na- 
mentlich berechnet eines Theils die Ausgaben für die höhere 
Beaufsichtigung des forstwirthschafUichen Betriebs, andern Theils 



i) ka den o. a. Orten. 

40 
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die Ausgaben für den letzteren selbst , wie der Aufwand an Be- 
soldungen und für Amtserfordernisse des Wirthschafts- und Schutz- 
personals, an Cultur- und an Wegeherstellungs - und Erhal- 
tungskoslen , sowie für den Holzschlag; von den Berg- und 
Hüttenwerken eines Theils der Aufwand für die höheren leiten- 
den und beaufsichtigenden Stellen, andern Theils der örtliche 
Aufwand an Besoldungen für die Hüttenbeamten und OfGcianten, 
sowie die Kosten der Produktion und Fabrikation, also der Ge- 
winnung und AnschalTung der Rohstoffe, sowie der einzelnen 
Fabrikationsarbeiten; von den Salinen zweifache ähnliche Aus- 
gaben. 

Von allem diesem Aufwand ist nun in der That nur dem 
für die höhere Beaufsichtigung und Leitung der angeführten Ver- 
waltungszweige eine Einwirkung auf die Grösse des Staatsauf- 
wands beizumessen, nicht auch dem weiteren, dem eigentlichen 
unmittelbaren Betriebs- oder Produktionsaufwand. Der erstere 
ist, wie schon angedeutet worden, lediglich in den eigenthümli- 
chen öffentlich rechtlichen Verhältnissen und allgemeinen orga- 
nischen Erfordernissen der Staatsfmanzverwaltung begründet, und 
trägt deshalb zu Erhöhung des Staatsaufwandes bei, der andere 
aber steht mit der wirthschaftlich - technischen Natur der betref- 
fenden Einnahmequellen und deren entsprechenden Benützung an 
sich in unzertretyilibher Verbindung, ob nun dieselben im Be- 
sitze des Staats oder von Privaten sich befinden, dauert deshalb 
auch bei deren Uebergang in Privathände fort , und ist sonach in 
diesem, wie in dem andern Besitzverhältniss , ohne alle positive 
Wirkung auf die Grösse des Staatsaufwandes. 

Durch die Aufnahme dieses letzteren Aufwandes in die 
Staatsausgabenetats wird sonach der Staatsaufwand wirklich um 
den Betrag desselben zu hoch berechnet, wie sich diess am 
deutlichsten in dem Fall herausstellt, wenn Vermögenstheile der 
vorgedachten Art vom Staat an Privaten veräussert werden, in- 
dem alsdann der Erlös hieraus in der Regel und , abgesehen von 
fremdartigen Einwirkungen hierauf, der Natur der Sache nach 
dem capitalisirten Betrage der während des Staatsbesitzes, über 
Abzug des rein privatwirlhschafllichen Produktionsaufwands, daraus 
erzielten reinen Einnahmen gleichkommen, als fernere Einnahme 
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an der Stelle der letzteren aber sodann , eine wirthschaniich an- 
gemessene Verwendung des Erlöses vorausgesetzt, das durch 
das allgemeine Zinsfussverhältniss bestimmte Interesse aus dem 
vorgedachten Erlöse anfallen wird. 

Es erhellt wohl hieraus von selbst die Forderung, dass aller 
eigentliche und unmittelbare Betriebs- oder Produktionsaufwand 
flir den Privaterwerb des Staats, namentlich den aus Grund- 
stücken, nebst dazu gehörigen Capitalien, von den Staalsausga- 
benetats ausgeschlossen, und dagegen in den Staatseinnahmenelats, 
unter genauer Nachweisung, von den betreiTenden Einnahmen 
gleich in Abzug gebracht werde ')• 

Die Bewerkstelligung dieses Abzugs in ihrer näheren Aus- 
führung ergiebt sich aus allen den Staatsausgabenetats, in wel- 
chen der Elementaraufwand der Finanzverwaltung überhaupt und 
somit auch der vorstehende von den betreffenden Einnahmen in 
Abzug gebracht, und demzufolge in vorliegender Beziehung rich- 
tig behandelt ist, also aus denen vonPreussen, Baiern, Sachsen, 
Hannover, Württemberg *). 

Ausser dem obenerwähnten rein privatwirthschafllichen Auf- 
wand findet sich in den Staatsausgabenetats zum Theil noch ein 
ganz ähnlicher von mancherlei zunächst auf eigenen Staatshoheits- 
rechten beruhenden und wohl auch zuweilen mit besonderen Aus- 
flüssen aus diesen verbundenen wirthschafllichen Betriebszweigen, 
wie namentlich der Postverwaltung. Offenbar haben jedoch auch 
diese Verwaltungszweige nach ihrer finanziellen Seite in der Haupt- 
sache auch die wirthschafllich - technische Natur von Privater- 
werbszweigen, mit gleichem Verhalten dies damit verbundenen 
Aufwandes zu den daraus hervorgehenden Einnahmen, wie bei 



1) R a u liebt a. a. 0. S. 383. das hier geforderte Verfahren aus- 
drücklich als einen Hittelweg bei Etatisirung des Staatseinkommens und Auf- 
windes hervor, der sich jedoch in soferne nicht empfehle, als hiebei der 
Vertheil einer Kenntniss aller Finanzmaassregeln verloren gehen und ohne 
WillkOhr oder Inconsequenz die Grenzlinie der vorweg abzurechnenden 
Ausgabeposlen kaum zu ziehen sein würde. Bei näherer Betrachtung und 
entsprechender Behandlung der Sache dürfte indessen weder der eine noch 
der andere Uebelstand zu besorgen seyn, 

2) An den a. a. 0. 0. 
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der Domanialverwaltung. Es gilt daher auch von der Einwirkung^ 
dieses Aufwandes auf den Staatsaufwand und im Zusammenhang 
damit von dessen Ausschluss aus den Staalsausgabenetats ganz 
das zuvor von dem Domanialverwaltungsaufwand bemerkte, und 
muss dies hier bei der Postverwaltung sogar in noch weiterer 
Ausdehnung Anwendung finden. Du nämUch dieser Verwaltungs- 
zweig, seiner Natur nach, zu Sicherung einer erspriesslichen 
Wirksamkeit und insbesondere auch angemessener fuianzieller 
Ergebnisse, das gleichzeitige Bestehen, gegenseitige ununter- 
brochene Zusammenwirken, und eine dieses bedingende orga- 
nische Vereinigung einer grösseren Anzahl über ein entsprechendes 
Areal vertheilter Lokal-Eiiizelstellen und Anstalten in einem ge- 
meinsamen höheren Mittelpunkte unumgänglich erfordert, so ist 
unter dem eigentlichen Betriebs- oder Produktionsaufwand des- 
selben nicht allein der Aufwand für jene Lokal-Einzelstellen und 
Anstalten, sondern auch der für den Centralpunkt derselben, also 
für die zur Gesamnitleitung und Beaufsichtigung "aufgestellten 
höheren Verwaltungsorgane zu begreifen, und demgemäss in den 
Staatseinnahmenetats von den betreffenden Einnahmen in Abzujg 
zu bringen. Ganz ebenso verhält es sich mit den seit neuester 
Zeit da und dort auf Staatsrechnung betriebenen Eisenbahnen. 

Im Uebrigen dürfte sich nach der vorstehenden Auseinan- 
dersetzung ganz klar der wesentliche Unterschied ergeben, wel- 
cher zwischen dem zuvor erwähnten privatwirthschafllichen Be- 
triebsaufwand und dem Elementaraufwand für nicht privatwirth- 
schaflliche Staatseinkünfte, wie namentlich Gebühren und Steuern, 
hinsichtlich ihrer Einwirkung auf den Staatsaufwand, und demge- 
mäss ihrer Berücksichtigung in den Staatsausgabenetats besteht, 
und wie demgemäss eine solche Einwirkung imd Berücksichtigung 
dem ersteren durchaus abgesprochen, für den anderen aber ent- 
schieden in Anspruch genommen werden muss, da derselbe, in 
völligem Gegensatz zu jenem , lediglich durch die Schöpfung 
eines Einkommens aus dem Vermögen der Staatsangehörigen, 
mittelst Verpflichtung dieser zu Ausgabe eines Theils von jenem, 
veranlasst wird , auch mit Aufgebung dieser Einkommensquelle 
wieder aufhört, also ganz ebenso selbstständiger Art ist, wie 
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anderer durch freie Entschliessung angeordneter Aufwand des 
Staats für rein öffentliche Zwecke. 

Von rein auf privatrechtlichen Gründen und Titeln beruhen- 
den und auf dem unmittelbaren Vermögen des Staats als eine 
jedem Besitznachfolger obliegende Reallast haftendem Aufwand 
für öffentliche Zwecke nehmen in den Staatsausgabenetats eine 
bedeutende Stelle vornehmlich ein die beträchtlichen Leistungen, 
welche vom Staate aus jenem Grunde, in gleicher Weise, wie 
von vielen Privaten, also ganz abgesehen und unabhängig von 
Rücksichten des öffentlichen Wohles, zu Gunsten der Kirchen 
und Schulen ausgehen. 

In dieser Weise sind derartige Ausgaben insbesondere in 
den Staatsausgabenetats von Baiern unter dem neben den Etals- 
sätzen der einzelnen Ministerien stehenden besonderen Etatssatze 
der Staatsanstalten, in Württemberg unter dem des Departement 
des Kirchen- und Schulwesens, und in Kurhessen unter dem 
Etatssatz der innern Landes Verwaltung enthalten, während hier 
doch der Aufwand für andere Reallaslen des Slaatsvermögens 
durchaus von den Einnahmen aus demselben in den Einnahme^- 
etats in Abzug gebracht ist. Auch in Baden und Grossh. Hessen 
finden sich die Ausgaben für Kirchen- und Schulzwecke in den 
Staatsausgabenetals, jedoch unter genauer Absonderung der einen 
und der anderen obenerwähnten Art derselben , indem den einen 
mehr auf allgemeinen Rücksichten des öffentlichen Wohles beru- 
henden in Baden unter dem Etatssatz des Ministeriums des Innern, 
in Hessen (wie es scheint wenigstens) unter dem für die Ge- 
schäftszweige d-^s Ministeriums des Innern und der Justiz, den 
anderen auf Privatrechtstitel sich gründenden in Baden unter den 
Lasten und Verwaltungskosten des Staatsguts, in Hessen unter 
den Lasten und Abgängen von der Staatseinnahme ihre Stelle 
angewiesen ist '). 

Offenbar bilden nun die ersteren Ausgaben allein einen eigent- 
lichen Staatsaufwand, die anderen dagegen einen von den hiemit 
belasteten Staatsvermögenstheilen unzertrennlichen privatrechtlichen 
Aufwand, für welchen, ähnlich wie für den obenbetrachteten privat- 



1) An den o. a. 0, 0. 
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wirthschaftlichen Produktionsaufwand, bei einer Erwerbung solcher 
Vermögenslheile durch Kauf von dem Verkäufer eine entspre- 
chende, der Regel und der Natur der Sache nach, in dem capitalisir- 
ten Beirage der Ausgabe bestehende Entschädigung zu gewähren, 
und der daher aus letzterer ohne weitere Belastung zu bestreiten 
ist, so dass von einer Aenderung der vor der Erwerbung, be- 
ziehungsweise Abtretung, bestandenen Aufwandsverhältnisse, von 
einer Vermehrung, wie von einer Verminderung des Aufwands 
hiebei , in dem vorliegenden Falle überhaupt also von einer auf 
den Staatsaufwand einwirkenden Ausgabe keine Rede seyn kann. 
Durch eine Aufnahme dieser Ausgaben in die Staatsausgabenetats 
wird daher der Staatsaufwand, wie auch anderer Seils zugleich 
in den Einnahmenetats das Staatscinkommen aus dem unmittelbaren 
Vermögen , auf welchem jene haften , um den Betrag von diesen 
zu hoch berechnet, ganz abgesehen davon, dass bei dieser Art 
ihrer Etatisirung leicht der eigentliche Rechtsgrund, wie die 
finanzielle Bedeutung derselben, verdeckt bleibt. 

Wohl in Berücksichtigung dieser Verhältnisse sind denn 
auch wirklich die vorstehenden Ausgaben in den Staatsausgaben- 
etats einiger Staaten gar nicht , und dagegen in deren Einnahme- 
etats als unmittelbarer Abgang von dem Einkommen aus Domänen 
eingebracht, so namentlich in Preussen und Hannover •); und 
da, wo dieses Verfahren nicht, sondern das vorerwähnte besteht, 
ist zum Theil schon, so z. B. in Württemberg eben das andere 
verlangt worden, wenn auch vornehmlich im Hinblick auf die 
hiebei klarer und bestimmter hervortretende rechtliche Natur und 
Grundlage des vorliegenden Aufwandes, und in der in letzterer 
Beziehung in diesem Staate sich aufdrängenden weiteren wichtigen 
Erwägung, dass hier seit neuerer Zeit eine fortschreitende Ab- 
tretung der zu den Dotationen der einzelnen Pfarreien gehörigen 
Güter, Zehnten und Grundgefalle an den Staat gegen eine ent- 
sprechende Entschädigung an Geld und Naturalien aus Staats- 
mitteln stattgefunden hat '}. 

Nach all' dem erscheint denn wohl in der vorliegenden 

1) An den a. a. 0. 0. 

2) Verhandlungen der Kammer der Abg. von 1827, H. 4. S. 1103 IT., 
von 1833, Bd. 9. Prot 52. S. 41 ff., und von 1839, Bd. 9. S. 511 ff. 
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Beziehung ganz allgemein die Forderung begründet, dass der 
zum Theil sehr beträchtliche Aufwand für die auf Privatrechls- 
Gründen und Titeln beruhenden Leistungen für Kirchen- und 
Schulzwecke in den Staatsausgabenetals nicht und dagegen in 
den Einnahmenelals in der Art eingebracht werde, dass er 
hier von dem Einkoramen aus dem Staatsvermögen in Abzug 
komme. 

Durch unsere ganze vorstehende Auseinandersetzung ist nun 
wohl die von uns behauptete Mangelhaftigkeit der gegenwärtigen 
Slaatausgabenetats in Beziehung auf die voranschlägige Darstellung 
der Grösse des Staatsaufwands nach ihren Hauptursachen hin- 
reichend dargelegt, zugleich aber auch in den meisten Beziehungen 
die leichte Möglichkeit einer Abhülfe derselben klar aus der 
Erfahrung erwiesen. Ebenso sieht klar vor Augen , wie durch 
eine Abhülfe die Vollkommenheil der Ausgabenetats in einer 
Hauptbeziehung bedeutend erhöht, und der mehrfache wichtige 
Zweck derselben in gleichem Masse vollständiger gesichert würde, 
wozu aber noch weiter kommt, dass in Folge hievon nothwendig 
auch noch die mittelst der Staatsrechnungen zu liefernden Nach- 
weisungen über die in den einzelnen Verwaltiingsperioden wirklich 
stattgehabten Staatsausgaben auch an Vollkommenheit gewinnen 
und richtigere Ergebnisse in Beziehung auf die Grösse jener 
Ausgaben im Einzelnen und Ganzen liefern müssten , da die Aus- 
gabenetats den Ausgabenrechnungen in formeller und materieller 
Beziehung wesentlich zur Grundlage dienen. 

Unter diesen Umständen mag wohl, zumal Angesichts der 
allenthalben schwer drängenden Nolhwendigkeit einer möglichst 
zweckmässigen Ordnung der Finanzen, die oben im Einzelnen 
aufgestellte Forderung einer entsprechenden Abhülfe des hier 
dargelegten Mangels schliesslich auch im Ganzen begründet 
erscheinen. 



